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Partner der Treuhandanstalt?
Die Interessenverbände der Wirtschaft 
und die Transformation in Ostdeutschland

In der Ö�entlichkeit erhielt die Treuhandanstalt (THA) zumeist 
große Unterstützung seitens der Interessenverbände der Wirtschaft. 
Sie befürworteten und begrüßten den Umbau der ostdeutschen 
Wirtschaft, mussten sich allerdings auch mit dessen Folgen ausei-
nandersetzen. Ganz allgemein lassen sie sich drei Organisationen 
zuordnen: Arbeitgeberverbänden, Wirtschaftsverbänden sowie den 
Kammern, unter denen die Industrie- und Handelskammern (IHKn) 
die mit Abstand meisten Unternehmen vertreten. Kammern sind 
ö�entlich-rechtlich verfasste Selbstverwaltungsorgane und werden 
aufgrund staatlicher Verfügung gebildet, während Verbände im All-
gemeinen freiwillige privatrechtliche Zusammenschlüsse sind. Auf 
zentraler Ebene organisieren sich die IHKn allerdings in privatrecht-
licher Form im Deutschen Industrie- und Handelskammertag (bis 
2001: Deutscher Industrie- und Handelstag, DIHT), der neben der 
Bundesver einigung der deutschen Arbeitgeberverbände sowie dem 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) zu den mitglieder-
stärksten Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft zählt.1 Wirt-
schaftsverbände moderieren und aggregieren politische Interessen 
und bringen diese in Entscheidungsprozesse ein. Sie bieten ihren 
Mitgliedern Beteiligungsmöglichkeiten und übernehmen eine Inte-
grationsfunktion, indem sie nach innen vermittelnd und nach außen 
fordernd auftreten.

Arbeitgeberverbände konzentrieren sich auf Fragen der Arbeits-
markt-, Tarif- und Sozialpolitik, häu�g als Gegenspieler zu den 
Gewerkschaften.2 Wirtschaftsverbände positionieren sich eher in 
allgemeinpolitischen Debatten, sofern übergeordnete Interessen 
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ihrer Mitglieder berührt werden. Der BDI übernimmt auf bundes-
politischer Ebene die Rolle einer Speerspitze. Hierbei bewegt er sich 
allerdings in einem Spannungsfeld, da sich die Wirtschaftsverbände 
seit den 1980er Jahren stärker ausdi�erenzieren und Brancheninte-
ressen gegenüber allgemeinpolitischen Interessen an Gewicht gewin-
nen.3 Die IHKn positionieren sich ebenfalls oft allgemeinpolitisch. 
Sie sind allerdings an das bundesdeutsche Kammergesetz gebunden, 
das sie auf die Interessen der Unternehmen ihres jeweiligen Kam-
merbezirks verp�ichtet. Stellungnahmen von IHKn beziehen sich 
daher oft auf regionalwirtschaftliche Probleme. Positionierungen 
zu überregionalen Fragen und Grundsatzangelegenheiten werden 
in Länderarbeitsgemeinschaften oder im Deutschen Industrie- und 
Handelskammertag erarbeitet.

Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung gelang es den Inter-
essenorganisationen der deutschen Wirtschaft rasch, die ostdeut-
sche Wirtschaft einzubeziehen und zu verhindern, dass der Beitritt 
der neuen Länder zur Bundesrepublik das Verbändesystem unmit-
telbar veränderte. Bei einer mittel- und langfristigen Betrachtung 
tritt die Frage gleichwohl erneut in den Vordergrund, ob der Fall der 
Berliner Mauer eine Zeitenwende für die Interessenorganisationen 
der deutschen Wirtschaft war. Probleme, deren Ursprünge in die 
1980er Jahre zurückreichten, wurden nach der Wiedervereinigung 
schnell dringlicher. Bei den Wirtschafts- und Arbeitgeberverbän-
den zählten hierzu rückläu�ge Mitgliederzahlen, Di�erenzie-
rungstendenzen sowie Debatten über „Verbandsmüdigkeit“ und 
Schwierigkeiten, Engagement innerhalb der etablierten Struktu-
ren zu entfachen.4 Für die IHKn war die Problematik der Mitglie-
derbindung aufgrund ihrer p�ichtmitgliedschaftlichen Verfassung 
nicht direkt bedeutsam. Häu�ger verweigerte Beitragszahlungen 
und Klagen gegen die P�ichtmitgliedschaft deuteten unterdessen 
an, dass auch das Kammerwesen mit untergründigen Veränderun-
gen konfrontiert war. Praktische Überschneidungen und Konkur-
renzsituationen zwischen den Spitzenverbänden führten auch vor 
diesem Hintergrund zu Überlegungen, enger zu kooperieren. Vor 
allem Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände arbeiteten daraufhin 
verstärkt zusammen, hielten ihre institutionelle Trennung formal 
allerdings aufrecht.5
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Der Transfer des westdeutschen Korporatismus 
als verfehlte Transformationsstrategie

Statt einer Reform der dreigliedrigen Organisation der Unternehmer-
interessen sorgte die Wiedervereinigung zunächst dafür, dass die 
Spitzenverbände ihren Ein�uss ausdehnten. Die THA spielte hierbei 
eine unterstützende Rolle. Sie wies ihre Betriebe an, den jeweiligen 
Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden beizutreten und Beiträge an 
die zuvor in den Bezirken der DDR entstandenen IHKn zu zahlen. 
Ausschlaggebend für den Erfolg der westdeutschen Unternehmer-
organisationen war unterdessen das große Interesse, das ihnen in der 
DDR sowohl Kleinunternehmer als auch Betriebs- und Kombinatslei-
ter sowie die Vertreter der Industrieministerien entgegenbrachten.6 

Die Ho�nung, dass die Verbandsmüdigkeit eine vorübergehende 
Erscheinung sei, erwies sich allerdings als trügerisch. Dies gilt ins-
besondere für die Arbeitgeberverbände: 1990 war es ihnen geglückt, 
große Teile der ostdeutschen Industrie zu organisieren und in zen-
tralisierte Tarifverhandlungen einzubeziehen. Der Anteil tarifpar-
teilich organisierter Betriebe ging allerdings bald k ontinuierlich 
zurück.7 Austritte waren hierfür nur zu einem geringeren Teil 
verantwortlich: Die großen Unternehmen, die sich den Arbeit-
geberverbänden 1990 angeschlossen hatten, stellten weiterhin die 
Mitgliederbasis. Kleinere Betriebe jedoch, die aus der Aufspaltung 
und (Re-)Privatisierung des THA-Vermögens hervorgingen, tra-
ten nach vollzogenem Eigentümerwechsel nicht beziehungsweise 
nicht wieder in die Arbeitgeberverbände ein. Besonders groß war 
die Distanz bei ostdeutschen Unternehmern, Reprivatisierern und 
Management- Buy-out-Unternehmern. Erstere führten Betriebe, die 
1972 unter Erich Honecker verstaatlicht worden waren. 1990 streb-
ten die Alteigentümer beziehungsweise deren Nachfolger zurück in 
die Selbstständigkeit. Bei den Letzteren handelte es sich meist um 
frühere sozialistische Betriebsleiter, die im Privatisierungsprozess 
als Käufer zum Zuge gekommen waren.

Der Politikwissenschaftler Franz Traxler geht davon aus, dass 
Ressourcenknappheit bei betro�enen Unternehmen einerseits 
den Bedarf an verbandlicher Organisation steigert, andererseits 
die Organisationsfähigkeit beeinträchtigt.8 Demzufolge wäre, in 
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A nbetracht der wachsenden Probleme der ostdeutschen Industrie, 
mit ambivalenten Folgen zu rechnen gewesen. Unterdessen durch-
lief das tarifverbandliche System ab 1992 einen rapide verlaufenden 
Erosionsprozess. Die Transformationsdynamik und die interessen-
politische Ausrichtung der Spitzenverbände gelten hierbei als zwei 
zentrale Ursachen. In scharfer Form übten die Ökonomen Hans-
Werner Sinn und Gerlinde Sinn bereits 1991 Kritik an der „Hoch-
lohn-Strategie“ der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände.9 Die 
Mehrheit der westdeutschen Mitglieder sei nicht daran interessiert, 
im Osten neue Wettbewerber entstehen zu lassen; dies sei der Grund 
einer ruinösen Lohnpolitik.

Die Kritik an den Spitzenverbänden, insbesondere im Kontext der 
Lohnpolitik, zielte auf die Tatsache, dass ihre Osterweiterung direkt 
und kausal mit der staatlichen Wiedervereinigung verbunden war. 
Es zählte zum politischen Steuerungsrepertoire der alten Bundes-
republik, Verbände in ö�entliche Aufgaben einzubeziehen. Deshalb 
erscheint es fragwürdig, die Sphären „Staat“ und „Verbände“ katego-
risch zu trennen. Die institutionalisierten Arbeitsbeziehungen gel-
ten als Kern des Verbändewesens; vor diesem Hintergrund suchte die 
Bundesregierung die Tarifparteien bei der Lösung der Probleme der 
ostdeutschen Wirtschaft einzubeziehen.10 Arbeitgeberverbände und 
Gewerkschaften standen unterdessen selbst unter äußeren Hand-
lungszwängen. Die Vereinigung per Beitritt entfachte in der ostdeut-
schen Bevölkerung enorme Erwartungen. Derweil brach mit den 
Handelsbeziehungen in die Länder des Rats für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe das Rückgrat der ostdeutschen Industrie kurz darauf 
ein. 1990 und 1991 hatten die Tarifparteien eine schnelle Anglei-
chung der ostdeutschen Löhne an das westdeutsche Niveau verein-
bart. Davon distanzierten sich die Arbeitgeberverbände 1992 wieder, 
auch unter dem Druck der Bundesregierung.

Der  – letztlich abgebrochene  – Versuch, das ostdeutsche Lohn-
niveau schnell an das westdeutsche heranzuführen, gilt heute als einer 
der Hauptgründe dafür, dass es den (tarifgebundenen) Arbeitgeber-
verbänden nach 1992 kaum mehr gelang, Mitglieder zu rekrutieren.11 
Prominente Vertreter der sozialwissenschaftlichen Vereinigungs-
forschung beurteilen dies als Ergebnis eines g escheiterten „Insti-
tutionentransfers“.12 Unstrittig ist, dass sich die Lohn�ndung in 
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Ostdeutschland in den folgenden Jahren wieder stärker dezentrali-
sierte und Flächentarifverträge selten wurden. In gesamtdeutscher 
Perspektive wirkten die Verhältnisse im Osten nunmehr wie eine 
besonders drastische Variante der Verbands�ucht, die auch im alten 
Bundesgebiet keineswegs zu einem Ende gekommen war. Globalisie-
rung und Elitenwandel wurden hier als wesentliche Ursachen dafür 
identi�ziert, dass sich korporatistische Beziehungen in den 1990er 
Jahren immer mehr abschwächten.13

Unternehmerorganisationen zwischen 
Wiedervereinigung und Transformation von unten

Die in der DDR neu entstandenen ostdeutschen Kammern und Ver-
bände traten zum 3. Oktober 1990 nunmehr den gesamtdeutschen 
Spitzenorganisationen bei. Dies war der Höhepunkt einer wie im 
Zeitra�er verlaufenen Entwicklung, die zwei Impulse maßgeblich 
angestoßen hatte: Als im April des Vereinigungsjahres klar wurde, 
dass die deutsche Einheit nicht mehr fern war, unterstützten die 
westdeutschen Verbände die ostdeutschen Aufbaubemühungen ent-
schlossen. Die neue DDR-Regierung machte zugleich deutlich, das 
Modell der Bundesrepublik weitgehend übernehmen zu wollen. Dies 
bewirkte auch auf Ebene der Verbände, dass sich die Akteure auf 
einen baldigen Zusammenschluss per Beitritt einstellten. Die ersten 
Impulse zur Bildung verbandlicher Strukturen reichten allerdings 
weiter zurück. In der DDR entstand bereits im Zuge der f riedlichen 
Revolution ein „embryonales Verbändesystem“.14 Auch die ersten 
IHKn bildeten sich im Januar 1990 anhand von Vorbildern aus der 
Bundesrepublik. Blueprints westdeutscher Organisationen waren von 
zweifellos großer Bedeutung15; Vereinigungsgründungen erfolgten 
noch als oppositioneller Akt gegenüber der sozialistischen Staats- 
und Gesellschaftsordnung. Im Vordergrund stand zu diesem Zeit-
punkt nicht die Frage einer deutsch-deutschen Vereinigung, sondern 
die Überzeugung, in der noch bestehenden DDR eine glaubhafte 
Alternative zum Status quo zu präsentieren. Der Rückgri� auf west-
deutsche Vorbilder war nicht zuletzt ein Mittel, die Einmischung 
der Staatsorgane der DDR abzuwehren. Ideelle und logistische 
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U nterstützung aus dem Westen kalkulierten ostdeutsche Gründer 
dabei durchaus mit ein.

Die Vertreter der westdeutschen Organisationen achteten dar-
auf, dass sich Neugründungen in der DDR im Wiedervereinigungs-
fall leicht integrieren ließen. Jenseits dieser Verallgemeinerungen 
unterscheidet sich die Entstehung der ostdeutschen IHKn, der Wirt-
schafts- sowie der Arbeitgeberverbände allerdings deutlich. Die 
Kammern gingen aus einer Demokratisierung und tiefgreifen-
den Umgestaltung der sozialistischen Handels- und Gewerbekam-
mern hervor, in denen die kleingewerbliche Privatwirtschaft der 
DDR organisiert war.16 Die ersten Schritte hatten die Mitglieder 
der Handels- und Gewerbekammern bereits vollzogen, indem sie 
wirtschaftspolitische Forderungen aufstellten und das alte Lei-
tungspersonal absetzten, ehe im Januar 1990, unter Rückgri� auf 
Satzungsunterlagen der Stuttgarter Kammer, in Dresden die erste 
IHK entstand. Die Modrow-Regierung erkannte die IHKn bald dar-
auf an. Sie bildeten sich somit vor der Volkskammerwahl, die die 
Weichen zur Wiedervereinigung stellte. Die Kammergründungen 
wurden nicht zuletzt so schnell vollzogen, weil sich in nahezu allen 
Bezirken der DDR engagierte ostdeutsche (Klein-)Unternehmer 
fanden, die sich von unabhängigen Kammern politische Verände-
rungen versprachen und bereit waren, in den Organisationen mit-
zuarbeiten.17

Auf dem Gebiet der industriellen Beziehungen verlief die Bildung 
tarifparteilicher Organisationen nach einem anderen Muster. Zwar 
äußerte bereits die Modrow-Regierung in Person der zuständigen 
Ministerin Christa Luft (SED) ihre Absicht, freie Tarifparteien und 
ein demokratisches System der Lohn�ndung zuzulassen.18 Ande-
rerseits war Luft angetreten, die Planwirtschaft durch Reformen zu 
konsolidieren und im Kern zu erhalten. Erste Versuche, die Lohn-
�ndung zu reformieren, scheiterten. Dies änderte sich erst nach der 
Volkskammerwahl, als binnen kurzer Zeit regionale Arbeitgeber-
verbände in der DDR entstanden.19 Erste Kontakte zu bundesdeut-
schen Arbeitgeberverbänden waren schon zuvor geknüpft worden; 
dass diese erst im April in konkrete Gründungsaktivitäten mün-
deten, hatte zweierlei Gründe: Die westdeutschen Verbände gaben 
ihre zunächst abwartende Haltung angesichts des Zeitdrucks einer 

ZiG_Bd_31.indd   61 15.06.20   11:54



62

JANN MÜLLER

b aldigen Wiedervereinigung auf. In den Ministerien und Kombina-
ten der DDR entstand wiederum Handlungsdruck, weil die Gewerk-
schaften sich mithilfe westdeutscher Experten anschickten, erste 
Tarifverhandlungen zu führen. Den Kombinatsleitungen wurde 
dadurch deutlich, dass sie ihre lohnpolitischen Interessen vertreten 
lassen mussten.20

Die Entstehung der Wirtschaftsverbände verlief im Vergleich zu 
den Arbeitgeberverbänden und Kammern unter anderen Vorzeichen, 
bis auf die Tatsache, dass sich auch hier oft ostdeutsche Ableger west-
deutscher Vorbildorganisationen etablierten. Die Art und Weise der 
Gründungen unterschied sich gleichwohl. Arbeitgeberverbände ent-
standen o�enbar als „von ‚oben‘ gesteuerte Osterweiterung der West-
verbände“21, während die Aneignung organisatorischer Vorbilder 
bei den IHKn stärker von unten durch lokale Akteure, die den Grün-
dungsverlauf mitbestimmten, erfolgte.22 Bei den Wirtschaftsverbän-
den kam es teils zu einer Ostausdehnung bestehender westdeutscher 
Branchenverbände, teils zu Neugründungen in Ostdeutschland. 
Die Rekrutierung von Mitgliedern erfolgte mitunter durch gezielte 
Ansprache von Unternehmen.23 Industrieverbände, die sich im BDI 
organisierten, stießen im Kontext des Umbruchs in der DDR jeden-
falls auch auf das Problem, sich fast ausschließlich an Staatsbetriebe 
wenden zu müssen.

Mit der Wiedervereinigung mussten sämtliche Spitzenverbände 
die Interessen der neuen Mitglieder integrieren, ohne ihre 
Altmitglieder zu verprellen oder ihren politischen Ein�uss zu 
riskieren. Die Arbeitgeberverbände ernteten angesichts der 
Lohnpolitik der Jahre 1990 und 1991 nicht nur scharfe ö�entliche 
Kritik, sondern gerieten auch unter Druck, den rückläu�gen 
Organisationsgrad zu stabilisieren. Sie reagierten mit der Scha�ung 
neuer, nicht-tarifgebundener Verbände (OT-Verbände), die sozial-
politische Beratungs- und Informationsleistungen anboten. Die 
OT-Verbände waren überaus erfolgreich und lösten das Problem der 
Mitgliederrekrutierung, verfestigten so allerdings den Bedeutungs-
verlust der regulären Arbeitgeberverbände und das Ende zentrali-
sierter Tarifverhandlungen.24 Der Trend zur Verbands�ucht sei mit 
ihnen lediglich in einen Trend zur Tari�ucht gewandelt worden, wie 
eine des Öfteren geübte Kritik an den OT-Verbänden lautet.25

ZiG_Bd_31.indd   62 15.06.20   11:54



63

PARTNER DER TREUHANDANSTALT?

Die Kammerorganisation und der BDI 
während der Vereinigungskrise

Während die Spitzenverbände im Vereinigungsjahr noch Einigkeit 
mit der Politik der Bundesregierung demonstrierten, stellte die 
politische Ausrichtung ab 1991 beziehungsweise 1992 auch den 
DIHT und den BDI vor eine Belastungsprobe. Die ostdeutsche Kon-
junktur war schwächer als angenommen, und auch die THA wirkte 
nur vorübergehend als „institutioneller Blitzableiter“.26 Wirtschaft-
liche Probleme häuften sich vor allem bei Unternehmen mit ost-
deutschen Eigentümern. In den Wirtschaftsverbänden führte die 
Verselbstständigung von THA-Betrieben daher zu Problemen der 
Mitgliederbindung beziehungsweise – in den Kammern stärker aus-
geprägt  – zu Interessenkon�ikten. Den Hintergrund bildete eine 
auch ö�entlich geführte Auseinandersetzung darüber, ob ostdeut-
sche Produzenten durch westdeutsche Handelsunternehmen sowie 
bei der Vergabe von ö�entlichen Aufträgen benachteiligt worden 
seien.

Unter dem Druck der Erwartungen kündigte der BDI 1992 an, 
gemeinsam mit der THA das Volumen der Aufträge westdeutscher 
Großunternehmen bei Herstellern aus den neuen Bundesländern 
innerhalb von zwei Jahren zu verdoppeln. Mit der im folgenden Jahr 
gestarteten „Einkaufso�ensive Ost“ konnte sich der Industriever-
band aber nur in begrenztem Maße als Vertreter ostdeutscher Inte-
ressen pro�lieren, da die Wirksamkeit der Aktion umstritten war.27 
Diesbezüglich erfolgreicher positionierte sich der BDI in der Steuer-
politik: Im Sommer 1992 forderte Verbandspräsident Heinrich 
Weiss, eine Mehrwertsteuerpräferenz als sofortige Stützmaßnahme 
für angeschlagene Betriebe in den neuen Bundesländern einzufüh-
ren.28 Bereits im Zusammenhang mit der Wirtschafts-, W ährungs- 
und Sozialunion hatte der Industrieverband vorgeschlagen, ein 
befristetes Niedrigsteuergebiet zu scha�en, um Ostdeutschland 
wirtschaftlich zu fördern. In der Bundesregierung hatte das FDP-
geführte Wirtschaftsministerium dies aufgegri�en, ohne sich aber 
gegen das Finanzministerium behaupten zu können, das Investiti-
onsförderungen als geeignetes Mittel zur wirtschaftlichen Belebung 
der neuen Länder betrachtete.29
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Der BDI-Präsident konnte mit seinen Forderungen zwar an kon-
zeptionelle Vorüberlegungen anknüpfen, gleichwohl war der Ruf 
nach einer Mehrwertsteuer- beziehungsweise Wertschöpfungsprä-
ferenz für ostdeutsche Produkte ungewöhnlich. Die Idee orientierte 
sich an der ehemaligen Berlinförderung, für deren Abscha�ung 
der Verband eingetreten war.30 Die Forderung einer Wiederau�age 
schien ohnehin geringe Erfolgsaussichten zu haben, da das verbün-
dete Wirtschaftsministerium, das die Position des Industriever-
bands erneut aufgri�, wiederum auf entschiedenen Widerstand im 
Finanzministerium stieß. Spätestens mit Beginn der Rezession 1993 
hatte die Haushaltskonsolidierung dort oberste Priorität. Die Forde-
rung einer Wertschöpfungspräferenz erwies sich nichtsdestoweniger 
als medialer Erfolg und wurde in der Presse eingehend diskutiert.31 
Dies machte sich auch in den Arbeitskreisen des DIHT bemerkbar, 
wo man am Grundsatz der Investitionsförderung festhielt und �ska-
lischen Mitteln zur Förderung des Absatzes ostdeutscher Produkte 
skeptisch gegenüberstand. Es stellte die Kammerorganisation unter-
dessen vor eine größere Herausforderung, auf die Erwartungen ihrer 
ostdeutschen Mitglieder einzugehen.

Mehrere Präsidenten ostdeutscher IHKn verfassten im April 
1992 ein mittelstandspolitisches Positionspapier, in dem sie kri-
tisierten, dass der Aufschwung den „einheimischen Mittelstand“ 
nicht erreiche. Deshalb verlangten sie temporäre Kostenstützungs-
maßnahmen.32 DIHT-Präsident Hans Peter Stihl veranlasste dies 
zu regelmäßigen Konsultationen mit den Vertretern ostdeutscher 
Kammern, wo er um Zuarbeit für seine Tätigkeiten auf spitzen-
politischer Ebene bat. Die Forderung einer grundlegenden Neuaus-
richtung der Förderpolitik machte sich der DIHT unterdessen nicht 
zu eigen. Der Mittelstandsausschuss des DIHT vertrat im Septem-
ber 1992 die Position, dass staatliche Absatzhilfen zugunsten ost-
deutscher Produkte nicht mit marktwirtschaftlichen Grundsätzen 
vereinbar seien. Die Anpassung der ostdeutschen Wirtschaft werde 
hierdurch behindert.33 Hervorgehoben wurde hingegen das freiwil-
lige Engagement westdeutscher Firmen, zum Beispiel im Rahmen 
der sogenannten Einkaufso�ensive. Dies allerdings erwies sich als 
unzureichend, um den innerverbandlichen Konsens wiederherzu-
stellen.
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Im Oktober 1993 kam es auf der Vorstandssitzung des DIHT 
zu einer Aussprache über die verbandspolitische Ausrichtung. Der 
Präsident der IHK Erfurt trug dort vor, wie er die Lage ostdeut-
scher Betriebe einschätzte. Anhand von Beispielen sowohl aus der 
Lebensmittel- als auch der Metall- und Elektrobranche beklagte er 
mangelnde Fairness westdeutscher Geschäftspartner im Umgang 
mit ostdeutschen Betrieben.34 Die Förderpolitik sei nicht ausrei-
chend, um dem ostdeutschen Mittelstand zu helfen und industriel le 
Betriebe zu erhalten. Der Präsident der IHK Erfurt forderte, dass 
sich der DIHT mit den Vorschlägen wie der Wertschöpfungspräfe-
renz und den Lohnsubventionen auseinandersetzen solle. Er ver-
wies auf mehrere ostdeutsche Kammern sowie Landesregierungen, 
die in dieser Frage eine ähnliche Position hätten. Die Wünsche der 
ostdeutschen Unternehmer nach einer steuerlichen Bevorzugung 
ihrer Produkte riefen indessen heftigen Widerstand hervor. Die 
Unternehmer aus dem alten Bundesgebiet beharrten darauf, dass 
es den Betrieben in den neuen Bundesländern an marktfähigen 
P rodukten mangele.

Der Kon�ikt um die politische Ausrichtung des DIHT konnte im 
Oktober 1993 beigelegt werden, indem Hilfsmaßnahmen zugunsten 
der ostdeutschen Betriebe beschlossen wurden. Die ostdeutschen 
IHKn erweiterten infolgedessen mithilfe des Spitzenverbands ihre 
Leistungsangebote. Zu den erfolgreichen Programmen zählten die 
„Industriepatenschaften“, mit denen pensionierte Führungskräfte 
gewonnen wurden, um Aufbauhilfe in ostdeutschen Betrieben zu 
leisten.35 Das Programm eignete sich insbesondere für frühere THA-
Betriebe, bei denen es an Nachsorge nach der Privatisierung geman-
gelt hatte. Ein ebenfalls erfolgreiches Förderinstrument, das die 
IHKn in Zusammenarbeit mit der Deutschen Ausgleichsbank ent-
wickelten, waren die sogenannten Runden Tische. Es handelte sich 
um eine Maßnahme, um Unternehmen in akuten Liquiditätsproble-
men zu unterstützen. Die Runden Tische dienten dazu, Gläubiger zu 
versammeln und unter Führung der IHK zu sondieren, ob sich ein 
bedrohtes Unternehmen weiterführen ließ. Die Erfolgsquoten die-
ser Beratungen waren hoch und trugen in vielen Fällen dazu bei, 
E xistenzen zu sichern.
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Fazit

Die Kammern sowie die Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände zähl-
ten 1990 zu den Gewinnern der Wiedervereinigung. Zwischen den 
ostdeutschen Neumitgliedern und den Spitzenverbänden herrschte 
weitgehend Interessenkongruenz. Es gelang daher innerhalb kur-
zer Zeit, die ostdeutsche Wirtschaft in die bestehenden organisato-
rischen Strukturen einzugliedern, ohne dass die Spitzenverbände 
Abstriche in Bezug auf ihre politische Ausrichtung vornehmen muss-
ten. Dies galt insbesondere für ihre Unterstützung der THA sowie 
der Vereinigungspolitik der Bundesregierung, die darauf zielte, die 
ostdeutschen Verhältnisse an die der Bundesrepublik anzugleichen. 
Als die ostdeutsche Transformation in schweres Fahrwasser geriet, 
wurden die Unternehmerorganisationen allerdings mit erheblichen 
Problemen konfrontiert. Dies betraf insbesondere die Frage, wie sie 
auf die Erwartungen ostdeutscher Unternehmer reagieren sollten, 
die oft kleine und mittlere Unternehmen führten.

Die ostdeutschen Arbeitgeberverbände hatten 1990 kaum kleine 
und mittlere Unternehmen in ihren Reihen. Um ein System zentra-
lisierter Lohnverhandlungen aufzubauen, waren sie entbehrlich. Da 
es zunächst keine größeren Privatunternehmen gab, rekrutierte sich 
die Mitgliederbasis der Arbeitgeberverbände anfangs nahezu aus-
schließlich aus Staatsbetrieben. Im Zuge der Privatisierungen der 
THA-Betriebe zeigte sich, dass Betriebe in privater Hand den Arbeit-
geberverbänden fernblieben. In Reaktion auf den dadurch rapide sin-
kenden Organisationsgrad entstanden Arbeitgeberverbände ohne 
Tarifbindung, die zwar das Problem der Mitgliederrekrutierung lös-
ten, das System zentralisierter Tarifverhandlungen aber eher weiter 
schwächten.

Auch die Spitzenverbände der Kammern und der Wirtschafts-
verbände gerieten in Anbetracht der Krisenerscheinungen der ost-
deutschen Wirtschaft unter den Druck der Erwartungen ihrer 
ostdeutschen Mitglieder. Dies galt vor allem für ihr Verhältnis zur 
THA: DIHT und BDI hatten stets für die THA geworben, die unter 
ostdeutschen Unternehmern aber wenig beliebt war. Der BDI vertrat 
in der Folge die Forderung nach Subventionen zugunsten ostdeut-
scher Betriebe und konnte den Erwartungsdruck so vorübergehend 
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auf die Bundesregierung umlenken. Auch im DIHT wurde darauf-
hin debattiert, ob die Einführung einer Mehrwertsteuerpräferenz 
zu fordern sei. Da die Mehrheit der Mitglieder dem kritisch gegen-
überstand, hatte die Initiative keinen Erfolg. Der Kammerverband 
musste allerdings, um den Verbandsfrieden zu wahren, Maßnah-
men zur Unterstützung der ostdeutschen Mitgliedsunternehmen 
beschließen, die in Form von Dienstleistungen und Förderprogram-
men der ostdeutschen IHKn umgesetzt wurden.
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